
WILLIBALD STEINMETZ 

'Property', 'interests', 'classes' und politische Rechte. 
Die britische Debatte im späten 18. und im 19. Jahrhundert. 

Bevor seit dem Ende des 19. Jahrhunderts die Kategorien Geschlecht, Alter 
und Staats- oder Volkszugehörigkeit überall in den Mittelpunkt der Ausein-
andersetzung um politische Rechte gerückt sind, war es in Europa und Nord-
amerika lange Zeit der Begriff  des Eigentums, der die Trennlinie zwischen 
den politisch Teilnahmeberechtigten und denen, die es werden wollten, mar-
kierte. Daher sind die Debatten um die Zusammensetzung der politischen 
Repräsentation und um das Wahlrecht ein geeignetes Feld fur  diachrone Stu-
dien zur Semantik von 'Eigentum' bzw. der englischen Entsprechung 
'property'. 

In den Wahlrechtsdebatten ging es aber nicht nur um das Partizipationsrecht 
von Einzelpersonen, sei es als Eigentümer, sei es als Staatsbürger, sondern 
immer auch um den Proporz zwischen den großen sozialen Formationen im 
Parlament. Diese traten unter den verschiedensten Bezeichnungen auf.  In der 
frühen  Neuzeit und bis in die ersten Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts hinein 
folgten  die Definitionen  überwiegend der rechtlichen Zugehörigkeit, gespro-
chen wurde von Ständen oder Korporationen. Teils zur Rechtfertigung  der 
Ständeordnung, teils auch konkurrierend dazu entwickelte sich - schon im 
Mittelalter nachweisbar1 - die funktionale  Einteilung der Gesellschaft  nach 

1 Vgl. O. G. OEXLE, Die funktionale  Dreiteilung der 'Gesellschaft'  bei Adalbero von 
Laon. Deutungsschemata der sozialen Wirklichkeit im früheren  Mittelalter, in: 
Frühmittelalterliche Studien 12 (1978), S. 1-54. Jetzt auch: O. G. OEXLE/W. 
CONZE/R. WALTHER, Art . S tand , Klasse , in: O. BRUNNER/W. CONZE/R. KOSELLECK 
(Hg.), Geschichtliche Grundbegriffe,  Bd. 6, Stuttgart 1990, S. 155-284, hier bes. S. 
160 ff.  u. 185 ff. 
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beruflicher  Tätigkeit, Nutzen für  das Gemeinwesen oder hierarchischen 
'Rängen'. Auch diese Terminologie spielte eine Rolle bei der Begründung 
oder Zurückweisung von Wahlrechtsansprüchen. In der Debatte des späten 
18. und des 19. Jahrhunderts bestimmten sich jedoch die sozialen Beschrei-
bungsbegriffe  zunehmend durch die Art des Eigentums beziehungsweise das 
Verhältnis zum Eigentum; es war hauptsächlich von 'Interessen' und 
'Klassen' die Rede, wenn um politische Machtanteile gekämpft  wurde. Das 
spannungsreiche Verhältnis zwischen der "language of  interests" und der 
"language of  class"2 in der britischen Wahlrechtsdebatte des 19. Jahrhunderts 
gehört zu den wichtigsten Kontexten einer Semantik von 'property' in diesem 
Zeitraum. 

Die folgenden  Ausführungen  sind der begriffsgeschichtlichen  Methode, wie 
sie vor allem von Koselleck entwickelt wurde, verpflichtet,  erweitern sie je-
doch um die bisher meist nur ansatzweise thematisierte sprachpragmatische 
Perspektive.3 Das bedeutet, daß nicht bloß der Bedeutungswandel von 
'property', 'interest(s)' und 'class(es)' anhand der Schriften  verschiedener 
Autoren nachgezeichnet werden soll. Schon gar nicht geht es um die Her-

2 Ein Forschungsbericht über die Literatur zum englischen Klassenbegriff  kann hier 
nicht gegeben werden. In den Detailaussagen mittlerweile überholt ist die Pionier-
studie von: A. BRIGGS, The Language of  'Class' in Early Nineteenth-Century Eng-
land, in: DERS./J. SAVILE (Hg.), Essays in Labour History, in Memory of  C.D.H. 
Cole, London/New York 1967, S. 43-73. Zur Bedeutung und Funktion des Begriffs 
'middle class' jetzt am besten: A. WIRSCHING, Bürgertugend und Gemeininteresse. 
Zum Topos der "Mittelklassen" in England im späten 18. und frühen  19. Jahrhun-
dert, in: AKuG 72 (1990), S. 173-199. Vgl. neben der dort kommentierten Literatur 
auch den provozierenden, im wesentlichen aus literarischen Quellen schöpfenden 
Essay von: P. N. FURBANK, Unholy Pleasure, or, The Idea of  Social Class, Oxford 
1985. Vgl. demnächst auch den Sammelband: P. J. CORFIELD/G. CROSSICK (Hg.), 
Language, History and Class, Oxford  1991. 

3 Einen kritischen Überblick aus linguistischer Sicht zur deutschsprachigen Forschung 
im Bereich der historischen Semantik gibt: D. BUSSE, Historische Semantik. Analyse 
eines Programms, Stuttgart 1987. Von Koselleck außer dessen Beiträgen für  das 
Lexikon "Geschichtliche Grundbegriffe"  vor allem folgende  Aufsätze:  R. 
KOSELLECK, Soz ia lgesch ich te u n d Begriffsgeschichte ,  in: W. SCHIEDER/V. SELLIN 
(Hg.), Sozialgeschichte in Deutschland. Entwicklungen und Perspektiven im inter-
nationalen Zusammenhang, Bd. 1: Die Sozialgeschichte innerhalb der Geschichts-
wissenschaft,  Göttingen 1986, S. 89-109; R. KOSELLECK, Sprachwandel und Ereig-
nisgeschichte, in: Merkur 43 (1989), S. 657-673. Zur Erweiterung der historischen 
Semantik um die sprachpragmatische Perspektive verweise ich auf  die Einleitung 
meiner Dissertation: W. STEINMETZ, Das Sagbare und das Machbare. Zum Wandel 
politischer Handlungsspielräume - England 1780-1867, Typoskript Bielefeld  1990. 
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kunft  oder die innere Konsistenz spezifischer  Ideen  zum Eigentum bezie-
hungsweise zu 'Interessen' und 'Klassen' bei einzelnen politischen Theoreti-
kern, also um Textexegesen nach Art der klassischen Ideengeschichte 4 Hier 
interessiert vielmehr die Funktionsgeschichte der Begriffe  in konkreten poli-
tischen Auseinandersetzungen. Es wird also danach gefragt,  in welchen 
Kontexten die Wörter 'property', 'interest(s)' und 'class(es)' einsetzbar waren, 
zu welchen Zwecken sie verwendet wurden und wie sich ihre Bedeutung da-
durch veränderte. Vor allem soll gezeigt werden, wie groß für  bestimmte Po-
litiker oder Parteien jeweils die Chance war, mit diesen Begriffen  erfolgreich 
zu argumentieren. Die Absicht geht - mit anderen Worten - dahin, den Ge-
brauchswert der abrufbaren  Eigentums-, Interessen- und Klassenbegriffe  in 
der (tages)politischen Diskussion des 19. Jahrhunderts zu bestimmen. 

1. Die politisch-soziale Sprache als Faktor der inkonsequenten Demokratisie-
rung des britischen Wahlsystems. Das Beispiel der Begriffe  'property', 

'interests' und 'classes'. 

Am geläufigsten  ist uns der Zusammenhang von Eigentum und politischen 
Rechten in Gestalt des Zensuswahlrechts. Die Forderung, daß man ein Min-
destmaß an Eigentum, abzulesen an der Steuerleistung oder an anderen Indi-
katoren wie Grund- und Hausbesitz, Höhe der Jahresmiete etc., besitzen 
müsse, um das aktive Wahlrecht auszuüben oder wählbar zu sein, erscheint 
aus heutiger Sicht als die Gegenposition schlechthin zur Demokratie. Dar-
über gerät leicht in Vergessenheit, daß der uniforme  Zensus selbst im frühe-
ren 19. Jahrhundert den Zeitgenossen als zutiefst  'demokratisches' Prinzip 

4 Beispielhaft  vertritt diesen Ansatz: A. RYAN, Property, in: T. BALL/J. FARR/R. L. HAN-
SON (Hg.), Political Innovation and Conceptual Change, Cambridge 1989, S. 309-
332. Ryan bleibt hinter den programmatischen Zielsetzungen des Sammelbandes, 
wie sie in den Beiträgen von Q. Skinner und J. Farr formuliert  werden, weit zurück 
und kommt methodisch über eine traditionelle Ideengeschichte nicht hinaus. 
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galt, von dem aus es nur noch ein vergleichsweise kleiner Schritt zum allge-
meinen und gleichen Wahlrecht zu sein schien. Dieser Eindruck trog inso-
fern  nicht, als mit dem Zensus ein Kriterium eingeführt  wurde, das zumin-
dest potentiell allen (männlichen) Individuen, unbeschadet ihrer Herkunft, 
gleiche Chancen auf  politische Partizipation eröffnete.  Die Voraussetzung 
dafür  war allerdings die möglichst vollständige Durchsetzung des 'liberalen' 
Eigentumsbegriffs5  im Zivilrecht Denn die politische Chancengleichheit 
mußte solange bloß ein leeres Versprechen bleiben, wie überindividuelle 
(korporative) Bindungen oder erbrechtliche Verfügungsbeschränkungen  den 
Einzelnen daran hinderten, Eigentum frei  zu erwerben, zu nutzen und zu 
transferieren.  Nicht umsonst spielten die sogenannte "land question" in 
Großbritannien6, die Fragen der Primogenitur und der adligen Fideikom-
misse auf  dem europäischen Kontinent immer wieder in die Wahlrechtsde-
batte hinein. Wenn die progressive Legitimation des Zensuswahlrechts Gül-
tigkeit behalten sollte, verbot sich darüber hinaus auch jede Ableitung von 
Herrschaftsrechten  über Personen aus der Verfügungsgewalt  über Boden, 
Dinge oder Geldwerte. Das alteuropäische Konzept der ständischen oder lo-
kal-korporativen Repräsentation war damit in Frage gestellt. Die Forderun-
gen nach dem Zensuswahlrecht und nach einer liberalen Eigentumsordnung 
unterstützten sich also gegenseitig. Beide verlangten die Uniformität  des 
Rechts auf  nationaler Ebene anstelle der Varietät ständisch, korporativ oder 
lokal abgestufter  Rechte, und beide erhoben das Individuum zum wichtigsten 
Rechtssubjekt und betonten seine unmittelbare Beziehung zum Staat und zu 
den anderen Individuen in der bürgerlichen Gesellschaft. 

Im Falle Englands erstreckte sich der Konflikt  um die Durchsetzung des Uni-
formitäts-  und Individualitätsprinzips im Wahlrecht über einen besonders 
langen Zeitraum. Früher als überall sonst in Europa, schon im 17. Jahrhun-

5 Zum Bedeutungswandel von 'Eigentum' unter dem Einfluß  des frühneuzeitlichen 
Naturrechts und frühliberaler  Theoretiker vgl.: D. SCHWAB, Art. Eigentum, in: O. 
BRUNNER/W. CONZE/R. KOSELLECK (Hg. ) , Gesch ich t l i che Grundbegr i f fe ,  Bd. 2, 
Stuttgart 1975, S. 65-115, hier S. 74-103. 

6 Vgl. dazu: F. M. L. THOMPSON, Land and Politics in England in the Nineteenth 
Century, in: Transactions of  the Royal Historical Society, 5th Series, 15 (1965), S. 
23-44; H. J. PERKIN, Land Reform  and Class Conflict  in Victorian Britain, in: The 
Victorians and Social Protest. A Symposium, hg. v. J. Burr/I. F. CLARKE, Newton 
Abbot/Hamden, Connecticut 1973, S. 177-217. 
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dert, gehörte die Vorstellung des gleichen politischen Mitspracherechts aller 
freien  Engländer zum festen  Inventar der Wahlrechtsdebatte, aber erst 1948 
war es soweit, daß mit dem Pluralwahlrecht für  bestimmte Eigentümer und 
Universitätsabsolventen die letzten Ungleichheiten beseitigt und mit den 
Sondersitzen fiir  die Londoner City und die Universitäten die letzten Überre-
ste ständischen Ursprungs im Wahlsystem abgeschafft  wurden. Die drei 
'großen' Wahlrechtsreformen  des 19. Jahrhunderts hatten in dieser Hinsicht 
keine konsequente und national gleichartige Regelung hervorgebracht. 

Diese Verzögerung ist umso bemerkenswerter, als die institutionellen Vor-
aussetzungen für  eine frühe  Verwirklichung des demokratischen Prinzips in 
England nicht ungünstig waren. Das ursprünglich als ständische Vertretung 
der counties, cities, boroughs und universities entstandene House of  Com-
mons war schon im 18. Jahrhundert zur zentralen politischen Entschei-
dungsinstanz aufgerückt.  Für das Parlamentsverfahren  und die Stimmenge-
wichtung innerhalb des Hauses spielten weder die adlige oder 'bürgerliche' 
persönliche Herkunft  der M.P.'s eine Rolle, noch war es von Belang, welche 
Wahlkörperschaft  die Abgeordneten entsandt hatte. Formal galt zwar das 
führende  Repräsentativorgan noch als ein 'estate' des Königreichs, aber es 
war in sich nicht mehr ständisch gegliedert. Auch vom Zivilrecht her gab es 
im 18. Jahrhundert keine unüberwindlichen Hindernisse, die der Einführung 
eines für  alle (männlichen) Individuen uniformen  Wahlrechts auf  der Basis 
einer Besitz- oder Steuerqualifikation  entgegengestanden hätten. Denn Ei-
gentum an Boden, Häusern, Produktionsmitteln konnte - jedenfalls  im Prin-
zip - unabhängig von der sozialen Herkunft  des Einzelnen frei  erworben und 
veräußert werden; die Rechtsbeziehungen zwischen (Ober)eigentümern, 
Nutznießern und abhängig Arbeitenden waren durchweg vertragsformig  ge-
regelt; direkte Herrschaftsrechte  über (männliche, erwachsene) Personen re-
sultierten nicht aus der Verfügung  über Eigentum. Ein gleiches Wahlrecht 
aller Besitzenden im ganzen Königreich lag spätestens seit der Mitte des 18. 
Jahrhunderts durchaus im Horizont des Vorstellbaren. Warum dauerte es 
dennoch bis 1948, bis die schon 1780 öffentlich  erhobene Forderung nach 
"equal electoral districts" und das Prinzip "one person, one vote" realisiert 
wurden? 
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Die These, der hier nachgegangen werden soll, ist, daß es zu einem guten 
Teil die verfugbaren  Wörter und die Begriffsweit  der jeweils an der politi-
schen Diskussion Beteiligten, vor allem der parlamentsfahigen  Elite des 
Landes, gewesen sind, die zur Verlangsamung des Demokratisierungspro-
zesses im 19. Jahrhundert geführt  haben. Oder anders ausgedrückt: Die tra-
dierte und aufgrund  der institutionellen Stabilität relativ verfestigte  politisch-
soziale Sprache in England erleichterte all denen die Argumentation, die für 
die Beibehaltung der nach sozialen Gruppen und lokalen 
'Eigentümlichkeiten' differenzierten  Wahlrechtsvergabe eintraten. Und auf 
der anderen Seite erschwerte die vorgefundene  Sprache erfolgreiche  Rede-
strategien all derer, die Uniformität,  Individualität und Gleichheit politischer 
Rechte forderten. 

Das Netzwerk der Begriffe  und Redeweisen begünstigte die defensive  Ar-
gumentation - das läßt sich bis zur Tiefenstruktur  der Beweislastverteilung 
(was ist begründungspflichtig,  die Innovation oder der Erhalt des Bestehen-
den?) und der elementaren Sätze und Metaphern zu Grenzen und Zuständig-
keiten politischen Handelns überhaupt verfolgen.7  Aber es ist ebenso auch 
auf  der Oberfläche  des verwendeten Vokabulars und einzelner Begriffe  zum 
Repräsentationssystem ablesbar. So sprachen zum Beispiel selbst die briti-
schen Radikalen - die Tories und Whigs ohnehin - vielfach  von der Auswei-
tung der 'franchise',  anstatt konsequent ein 'right of  voting' für  alle jeweils als 
politikfähig  erkannten Individuen zu fordern.  In diesem Wortgebrauch und 
dem zugrundeliegenden Bild der Schwelle blieb die Vorstellung, daß Wählen 
ein Vorrecht sei, das man erben, erwerben oder durch Leistung verdienen 
müsse und das dann der Bestätigung durch Krone und Parlament bedürfe, 
lange Zeit aufgehoben.  Zwar konnten auch auf  dieser Basis weitgehende Re-
formen  erstritten werden, aber immer mußten die bisher nicht Partizipieren-
den selbst beweisen, daß sie die Kriterien erfüllten,  um teilnehmen zu kön-
nen, anstatt - wie im Frankreich des 19. Jahrhunderts üblich - von der Vor-
aussetzung her argumentieren zu können, daß der Ausschluß von der politi-
schen Partizipation begründungspflichtig  sei. Einen ähnlichen Effekt  hatte 
die Tatsache, daß in England auf  allen Seiten von der 'parliamentary reform' 
oder 'reform  of  the representation', aber kaum von einer Reform  des Wahl-

7 Hierzu ausführlich  meine Dissertation: STEINMETZ, Das Sagbare und das Machbare. 
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rechts die Rede war. Schon die Formulierung des Reformziels  lenkte den 
Blick auf  das Ergebnis  der Wahlen, den Proporz zwischen Parteien, Lokali-
täten, 'Interessen', 'Klassen' usw. im Parlament, und nicht auf  den einzelnen 
Wähler. Bei dieser Fixierung der Aufmerksamkeit  handelte es sich durchaus 
um einen von der Mehrheit der parlamentarischen Elite des 18. und früheren 
19. Jahrhunderts gewollten Effekt,  darauf  deuten zahlreiche explizite Aus-
führungen  von Politikern und Theoretikern hin; der locus classicus ist hier 
die Rede von Jenkinson am 6.5.1793 anläßlich der Reform-Motion  des 
späteren Premierministers Lord Grey.8 

Worauf  es hier - jenseits der Ideologiekritik - vor allem ankommt, ist, daß 
die gebräuchlichen Wörter und Redewendungen die konservative 
Grundorientierung zusätzlich stützten. Das politisch-soziale Vokabular besaß 
eine eigene Schwerkraft.  Wer dagegen Neuerungen durchsetzen wollte, 
mußte nicht nur mit den bekannten Instrumentarien des geheimen 'Einflusses' 
und der Öffentlichkeitsarbeit  parlamentarische Mehrheiten schmieden, 
sondern er mußte - um zu überzeugen - in großem Umfang  neue Begriffe 
erfinden  oder herkömmliche Termini mit neuen Bedeutungen versehen und 
dafür  sorgen, daß diese Neuprägungen allgemein akzeptiert wurden. 

Der Zusammenhang, in dem die Kategorien 'interest(s)' und 'class(es)' Ein-
gang in die britische Wahlrechtsdebatte fanden,  wurde bereits benannt. Es 
war der Gesichtspunkt des Proporzes im entscheidenden Repräsentativorgan 
- eines Proporzes, der früher  als im übrigen Europa unter Absehung von 
Ständegrenzen beschrieben und ausgehandelt wurde. In dem Maße wie im 
Laufe  des 17. und 18. Jahrhunderts der ständische Ursprung der constituen-
cies für  das praktische Funktionieren des Parlaments unerheblich wurde, ent-

8 THE PARLIAMENTARY HISTORY OF ENGLAND, from  the Earliest Period to the Year 
1803, 36 Bde., London 1806-1820 (im folgenden  zit. PARLIAMENTARY HISTORY), Bd. 
30, Sp. 811: "... we ought to begin by considering who ought to be the elected, and 
then constitute such persons electors as would be likely to produce the best elected." 
Zur Interpretation dieser Stelle vgl. meine Bemerkungen in: R. KOSELLECK/U. 
SPREE/W. STEINMETZ, Drei bürgerliche Welten? Zur vergleichenden Semantik der 
bürgerlichen Gesellschaft  in Deutschland, England und Frankreich, erscheint in: H.-
J. PUHLE (Hg.), Bürger in der Gesellschaft  der Neuzeit, Göttingen 1991. Vgl. auch: 
A. WIRSCHING, Parlament und Volkes Stimme. Unterhaus und Öffentlichkeit  im 
England des frühen  19. Jahrhunderts, Göttingen/Zürich 1991, Abschnitt: "Die Nega-
tion der Theorie: Virtual  und interest  representation 
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stand Raum für  neuartige Quotierungsmodelle, bei denen die Machtanteile 
nach Berufen  oder ökonomischen Lagen zugemessen wurden. Die anhal-
tende Attraktivität der "language of  interests" und etwas später der "language 
of  class(es)" beruhte ganz wesentlich darauf,  daß beide Terminologien 
zunächst sowohl reformfeindlich  als auch reformbefürwortend  einsetzbar 
waren. Einerseits ließ sich die überkommene Wahlkreisstruktur so darstellen, 
als ob alle relevanten 'Interessen' oder 'Klassen' durch sie Eingang ins Parla-
ment fänden;  andererseits war es auch möglich, neue 'Interessen' oder neue 
'Klassen', zum Beispiel das 'manufacturing  interest' oder die 'middle classes', 
zu definieren,  die angeblich nicht genügend berücksichtigt seien. Der Streit 
ging um die Angemessenheit der nur noch in der Rechtstheorie als ständisch 
angesehenen Wahlkreisstruktur. Bis weit ins 19. Jahrhundert hinein wurde 
die redistribution of  seats (Umverteilung der Sitze auf  andere Wahlkreise) 
zum bevorzugten Mittel, um neu definierten  Sozialformationen  den ihnen 
gebührenden Platz in der Repräsentation zu verschaffen.  Aber gerade weil 
sich mit der Sprache der 'Interessen' und 'Klassen' relativ weitgehende Re-
formen  durchsetzen ließen, wurde der dem allgemeinen und gleichen Wahl-
recht widersprechende Gedanke des Proporzes in der politischen Sprache 
viel länger weitergereicht als in den kontinentaleuropäischen Staaten. Die 
frühe  Modernität des Diskurses der Repräsentation ließ deren endgültige 
Modernisierung spät zum Abschluß gelangen. 

Auch die Funktion des 'property'-Begriffs  in der britischen Wahlrechtsde-
batte war überwiegend defensiver  Natur, defensiv  in dem Sinne, daß die bis 
dahin Begünstigten ihre Vorteile mit ihm verteidigen konnten. Zwar betonte 
der durch Locke und die schottische Sozialtheorie vermittelte 'liberale' Ei-
gentum sbegriff  das Moment der individuellen Appropriation9 und eignete 
sich daher zur Rechtfertigung  eines personalen Wahlrechts aller durch ihren 
Besitz als fähig  ausgewiesenen Eigentümer. Aber dagegen stand der minde-
stens ebenso wirkungsmächtige Eigentumsbegriff  der englischen common 

9 Die Konzentration der frühneuzeitlichen  Eigentumstheorie auf  den Aspekt der 
Appropriation ist u.a. damit zu erklären, daß eine Rechtfertigung  für  die bestehende 
Eigentumsverteilung und die damit gegebene Exklusion der meisten gefunden  wer-
den mußte. Vgl.: N. LUHMANN, Gesellschaftsstruktur  und Semantik. Studien zur 
Wissenssoziologie der modernen Gesellschaft,  Bd. 3, Frankfurt  a.M. 1989, Kap. 1: 
"Am Anfang  war kein Unrecht", S. 11-64. 
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law-Tradition10, der neben dinglichen Gütern auch nicht-dingliche 'rights', 
'liberties' und 'franchises'  umfaßte  und der eben deshalb eine umstandslose 
Beseitigung der altrechtlichen Wahlrechtstitel, die Schaffung  einer tabula 
rasa wie im revolutionären Frankreich von 1789, lange Zeit nahezu unmög-
lich machte. Im späten 18. und frühen  19. Jahrhundert bestand die Tendenz, 
beide Eigentumsbegriffe  übereinander zu blenden, was dann zu Extremposi-
tionen führte,  wie etwa derjenigen, daß das am Boden oder an der korporati-
ven Mitgliedschaft  haftende  Stimmrecht selbst wie ein erworbenes und ent-
schädigungspflichtiges  Eigentum im Lockeschen Sinne behandelt werden 
müsse. Abgesehen davon galt natürlich 'property' im gesamten 19. Jahrhun-
dert als ein hohes Gut, das vor den zu befürchtenden  Angriffen  der nichts 
oder wenig besitzenden Klassen zu schützen sei und deshalb Zurückhaltung 
bei Wahlrechtsausweitungen zur Pflicht  mache. Dieses Argument war aller-
dings in keiner Weise typisch für  die britische Wahlrechtsdebatte, sondern ist 
ebenso auch in Frankreich oder Deutschland auffindbar. 

Bevor die defensive  Funktion der hier interessierenden Begriffe  an einzelnen 
Teilaspekten weiter erläutert wird, seien einige Bemerkungen zur Wortge-
schichte, insbesondere zur Entstehung des politischen 'interest'-Begriffs,  ein-
geschoben. 

2. Zur Diskussion um 'property' und 'interests' bis zum Ende des 18. Jahr-
hunderts. 

Vieles von dem, was im 19. Jahrhundert zur Fundierung des Wahlrechts im 
Eigentum und zu einer angemessenen Repräsentation der 'Interessen' gesagt 

10Neuere Überblicke zum Fortwirken des Eigentumsbegriffs  des common law in der 
englischen Politik des 19. Jahrhunderts fehlen.  Vgl. dagegen für  die amerikanische 
Debatte: M. J. HORWITZ, The Transformation  of  American Law, 1780-1860, Cam-
bridge, Mass./London 1977, bes. S. 31-62 u. 253-256. Für England sind lediglich 
zwei Spezialstudien zu nennen, die sich mit der Landgesetzgebung und dem Eigen-
tumsrecht der Frauen beschäftigen:  A. OFFER, Property and Politics 1870-1914. 
Landownership, Law, Ideology and Urban Development in England, Cambridge 
1981; U. VOGEL, Patriarchale Herrschaft,  bürgerliches Recht, bürgerliche Utopie. Ei-
gentumsrechte der Frauen in Deutschland und England, in: J. KOCKA (Hg.), Bürger-
tum im 19. Jahrhundert. Deutschland im europäischen Vergleich, 3 Bde., München 
1988, Bd. 1,S. 406-438. 
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wurde, war nur Reproduktion oder Variation vorgefundener  Versatzstücke. 
Parlamentsredner und Pamphletisten griffen  ständig auf  Formulierungen zu-
rück, die schon seit der Revolutionszeit oder seit der oligarchischen Phase 
des 18. Jahrhunderts geläufig  waren. Das gilt zum Beispiel für  die Standar-
daussage, daß die Wähler über ein Minimum an Eigentum verfugen  müßten, 
damit man sie als unabhängig und urteilsfähig  ansehen könne. Das gilt 
ebenso für  die Vorstellung, daß nur wer als Einzelperson oder als Gruppe ein 
besonderes, in der Regel wirtschaftliches  'Interesse' verkörpere auch An-
spruch auf  Vertretung im Parlament habe. Das gilt schließlich für  die selbst-
verständliche Prämisse, daß jede Regierung zum Schutz von 'property' und 
'interests' eingerichtet worden sei und daher die Repräsentation diesem 
Zweck entsprechend zusammengesetzt sein müsse. 

Schon in den Putney-Debates von 1647 lassen sich in den Wortbeiträgen von 
Henry Ireton diese späteren Standardargumente zu 'property', 'interests' und 
politischen Rechten finden  - wie überhaupt in den Putney-Debates fast  alle 
möglichen Positionen der britischen Wahlrechtsdebatte in nuce vorwegge-
nommen sind. Ireton wollte nur denjenigen ein Wahlrecht zugestehen, die 
ein "permanent fixed  interest in this Kingdom" besäßen, und er präzisierte, 
daß er darunter Landbesitzer und Mitglieder von (ortsgebundenen) Han-
delskorporationen verstanden wissen wollte - also in der später üblichen 
Terminologie: 'landed interest' und 'trading interest' (oder 'commercial inter-
est'). 11 Nur das Eigentum dieser Gruppen - so führte  Ireton aus - sei fest  und 
dauerhaft  genug, um darauf  die Repräsentation zu gründen; im Eigentum 
dieser beiden Gruppen allein sei im Grunde das Gesamtinteresse Englands 
aufgehoben;  wer dagegen andere Personen, die kein "interest" besäßen, in 
größerem Umfang  zur Wahl zulasse, der gefährde  den fundamentalen 
Grundsatz, auf  dem die 'bürgerliche Verfassung'  ("civil constitution") des 
Königreichs beruhe, nämlich das Prinzip der Eigentumssicherheit.12 

1 1 A. S. P. WOODHOUSE (Hg.), Puritanism and Liberty. Being the Army Debates (1647-
49) from  the Clarke Manuscripts with Supplementary Documents, London 31986, 
hier S. 53 ff.  u. 57 f.  (das Zitat auf  S. 53). Vgl. zur Gegenposition der Levellers: 1. 
HAMPSHER-MONK, The Political Theory of  the Levellers: Putney, Property and Pro-
fessor  Macpherson, in: Political Studies 24 (1976), S. 397-422. 

1 2 WOODHOUSE, Puritanism and Liberty, S. 60; vgl. auch S. 63 u. 69. In diesem Punkt 
wird Irteon sekundiert von Colonel Rich. Dessen Formulierung des Gedankens (S. 
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Rein wortgeschichtlich ist der ursprüngliche Konnex von 'property' und 
'interest', wie er in den Ireton-Zitaten aufscheint,  evident: 'interest' bezeichnet 
den erwarteten oder entgangenen Gewinn, den man aus einem Eigentum, sei 
es an Land, sei es an Kapital, sei es an einem Rechtstitel herausziehen 
kann.13 Diese 'objektiv' vorhandenen 'interests' im engen, pekuniären Sinn 
(Zinsen, Renten, usw.) konstituieren dann ein subjektives 'Interesse' des Ei-
gentümers im weiteren Sinn - ein 'Interesse' an der Wahrung und Mehrung 
des eigenen Vorteils überhaupt. Dieser subjektive 'Interesse'-Begriff  ist seit 
dem 16. Jahrhundert nachweisbar. Er ließ sich leicht übertragen auf  andere, 
nicht-ökonomische Wirklichkeitsfelder,  was ebenfalls  seit der Mitte des 16. 
Jahrhunderts in verstärktem Maß geschah. Diese Übertragungen fanden  statt 
im Kontext der religiösen Bürger- und Staatenkriege. Für den politischen 
Diskurs ist dabei besonders wichtig, daß 'Interessen' nun nicht mehr nur ein-
zelnen Personen als Wirtschaftssubjekten,  sondern auch Königen und Staa-
ten sowie religiösen, ethnischen oder anderweitig definierten  Gruppen inner-
halb von Staaten zugeschrieben wurden. 'Interest' erschien außen- wie innen-
politisch als eine Kategorie, die es gestattete, die Motive und das Handeln 
von Freund und Feind auch dann noch vorausschauend zu kalkulieren, wenn 
andere Wertorientierungen, vor allem die gemeinsame Religion, dafür  keine 
Anhaltspunkte mehr boten.14 Im England der Bürgerkriegszeit kannte man 
bereits "the King's interest", "the Peer's interest", the people's interest", "the 
public interest", "the national interest", "the soldier's interest", "the protestant 
interest", sogar "God's interest", "the catholic interest", "the scottish interest" 

63) ist zugleich ein Spiel mit dem doppelten Sinn des 'interest'-Begriffs,  dem 
'objektiven' und dem 'subjektiven' Wortsinn: "If  the master and servant shall be equal 
electors, then clearly those that have no interest in the kingdom will make it their 
interest to choose those that have no interest. It may happen, that the majority may 
by law, not in a confusion,  destroy property; there may be a law enacted, that there 
shall be an equality of  goods and estate." 

1 3 Vgl. EDWARD COKE, 1628: "Interesse  ... in legall vnderstanding extendeth to Estates, 
Rights and Titles, that a man hath of,  in, to, or out of  Lands, for  he is truly said to 
haue an interest in them." Zit. nach: Oxford  English Dictionary, 2. Aufl.  1989, Bd. 7, 
S. 1099. Vgl. zur Begriffsgeschichte  des deutschen Interessebegriffs  mit Hinweisen 
zur wes t eu ropä i schen En twick lung : E. W . ORTH/J. FISCH/R. KOSELLECK, Ar t . Inter-
esse, in: O. BRUNNER/W. CONZE/R. KOSELLECK (Hg.), Geschichtliche Grundbegriffe, 
Bd. 3, Stuttgart 1982, S. 305-365. 

1 4Vgl. die historisch-semantischen Bemerkungen bei: N. LUHMANN, Interesse und ln-
teressenjurisprudenz im Spannungsfeld  von Gesetzgebung und Rechtsprechung, in: 
Zeitschrift  für  Neuere Rechtsgeschichte 12 (1990), S. 1-13, S. 6 ff. 
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und andere mehr.15 Die Notwendigkeit, im englischen Commonwealth über 
einen konstitutionellen Ausgleich zwischen diesen divergierenden 'interests' 
zu verhandeln, führte  zum Eingang des Interessenbegriffs  in die 
(theoretische) Debatte über das Wahlrecht und die richtige Form der Reprä-
sentation. So vor allem in den 1650er Jahren bei Marchamont Nedham und 
James Harrington. Die Ansätze dieser und späterer Autoren entwickelte 
James Madison in den "Federalist Papers" weiter zur Theorie der sich gegen-
seitig eindämmenden 'Interessen' im gesetzgebenden Organ als wirksamstem 
Schutz der Rechte und Freiheiten aller Bürger.16 

Festzuhalten ist, daß sich 'interest' als politischer Begriff,  als Kollektivsin-
gular zur Bezeichnung von Interessengruppen, um die Mitte des 17. Jahr-
hunderts aus der Sphäre der individuellen  Wirtschaftsbeziehungen  heraus-
gelöst hatte und zu einem Grundbegriff  der Verfassungsdiskussion  geworden 
war.17 Die Debatte um die richtige Ausbalancierung verschiedener Kollektiv-
' interests' durch Wahlrecht und Verfahrensregeln  gehört seitdem zum festen 
Bestand der anglo-amerikanischen Theorietradition.18 

Hier rückte nun erst im Verlauf  des 18. Jahrhunderts allmählich der Aus-
gleich zwischen ökonomisch  definierten  'interests' in den Vordergrund, wäh-

1 5 Die genannten 'interests' tauchen mehrmals in den Armeedebatten auf;  WOODHOUSE, 
Puritanism and Liberty, passim; "God's interest" dort auf  S. 49 (Ireton). 

1 6 JAMES MADISON/ALEXANDER HAMILTON/JOHN JAY, T h e Federa l i s t Papers , hg . v. I. 
KRAMNICK, NO. X, S. 127: "Extend the sphere and you take in a greater variety of 
parties and interests; you make it less probable that a majority of  the whole will have 
a common motive to invade the rights of  other citizens". 

1 7 Die begriffsgeschichtlichen  Ausführungen  zu 'interest' bei A. O. HIRSCHMAN, Leiden-
schaften  und Interessen. Politische Begründungen des Kapitalismus vor seinem Sieg 
(engl. 1977), Frankfurt  a.M. 1987, S. 36-60, trennen nicht scharf  genug zwischen der 
Debatte um die Schädlichkeit oder Nützlichkeit der individuell-ökonomischen  Inter-
essenverfolgung  für  die Steigerung der allgemeinen Prosperität einerseits, und der 
zeitlich parallel laufenden  Debatte um einen vernünftigen  konstitutionellen Aus-
gleich der kollektiven  (nicht nur ökonomisch definierten)  Interessengruppen anderer-
seits. Zwischen den beiden Debatten gibt es zwar analoge Denkfiguren  und zahlrei-
che Berührungspunkte, doch gehören die politischen Argumentationsstreifen  nicht 
eigentlich in eine Vorgeschichte des Kapitalismus, sondern eher in eine Vorge-
schichte der repräsentativen Demokratie. Wesentlich genauer hierzu: J. A. W. GUNN, 
Politics and the Public Interest in the Seventeenth Century, London 1969. 

1 8 Zu den Wechselbeziehungen zwischen der amerikanischen und britischen Debatte 
vgl.: J. R. POLE, Political Representation in England and the Origins of  the American 
Republic, London/New York 1966. 
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rend vorher der Streit zwischen religiösen  'Interessen' und zwischen den 
'Interessen' von König, Lords und Commons dominiert hatte.19 Seit etwa 
1760 definierten  sich in England verschiedene Eigentümergruppen auch po-
litisch  als 'interests' und begannen damit, unter dieser Bezeichnung ihren ge-
rechten Anteil an der Macht - konkret: ihren Anteil an Parlamentssitzen -
einzufordern.20  In politischen Kontexten war 'interest' jetzt eine Bezeichnung 
für  gesellschaftliche  Großgruppen mit jeweils spezifischen,  hauptsächlich 
ökonomischen Interessen geworden. Und in dieser Bedeutung konnten an die 
Stelle des Interessenbegriffs  auch andere Gruppierungskategorien, zum Bei-
spiel 'orders', 'stations', 'sorts' und am wichtigsten: 'classes', treten.21 

Die begriffliche  Ausgangskonstellation der Parlamentsreform-Debatten  des 
späten 18. und des 19. Jahrhunderts ist damit ausreichend skizziert: Unter 
dem Leitmotiv der 'balance of  interests' stritten die rivalisierenden Eigentü-
mergruppen untereinander um den Proporz der Sitze, d.h. faktisch  um den 
Zuschnitt der Wahlkreise; und unter der Devise 'security of  property' kämpf-
ten alle privilegierten Eigentümer zusammen gegen eine Ausweitung des 
Stimmrechts auf  die Nicht-Besitzenden. Damit sind die beiden zentralen 
Aspekte, in welche die britische Wahlrechtsdebatte des 19. Jahrhunderts zei-
fiel,  benannt: Es ging zum einen um die richtige Zusammensetzung des ge-
wählten Organs; hier konzentrierte sich die Diskussion auf  die Verteilung der 
Sitze an 'Interessen' und später 'Klassen'. Und es ging zum anderen um die 

1 9Bei Paley findet  sich noch der ältere Gedanke der "balance of  interest" zwischen den 
Verfassungsorganen  neben der jüngeren Leitvorstellung, daß im Parlament die 
"variety of  interests and characters" der verschiedenen gesellschaftlichen  Gruppen 
vertreten sein sollte: WILLIAM PALEY, The Principles of  Moral and Political Philoso-
phy, London 1785, Neudruck New York 1978, S. 472 f.,  480 f.  u. 488 ff. 

2 0 S o etwa 'Regulus' in: J. ALMON (Hg.), Political Register, March 1768: "The monied 
interest is not represented at all. One hundred millions and upwards of  property 
wholly excluded from  a share in the legislature excepting where the proprietors have 
other qualifications.  The case is much the same with the commercial interest. A mer-
chant or manufacturer,  who exports to the value of  half  a million a year, is not repre-
sented as a merchant or manufacturer:  he has not the privilege of  a beggar in a Cor-
nish borough. Accordingly, the great manufacturing  towns of  Manchester, Birming-
ham, Sheffield,  etc., have no representation in Parliament. And in most towns the 
corporation, which bears no proportion to the inhabitants, either in number or pro-
perty, are the only voters." Zitiert nach: J. CANNON, Parliamentary Reform  1640-
1832, Cambridge 1973, S. 55. 

2 1 Vgl. zum Wandel der sozialen Beschreibungskategorien in England in der zweiten 
Hälfte  des 18. Jahrhunderts: P. J. CORFIELD, Class by Name and Number in Eigh-
teenth-Century Britain, in: History 72 (1987), S. 38-61. 
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Bestimmung der Wähler. Wenn dieser Punkt zur Debatte stand, kam nie-
mand um eine Stellungnahme zum Begriff'property'  herum. 

Die erwähnte große Bedeutung des Eigentumsbegriffs  der common law-Tra-
dition und das zähe Fortleben der frühneuzeitlichen  Denkfigur  des Gleich-
gewichts der 'Interessen' standen allen Forderungen nach personaler Reprä-
sentation und gleicher Gewichtung der Stimmen entgegen. Für radikal-de-
mokratische Wahlrechtsreformer  mußte es daher darauf  ankommen, 
'property' und 'interest' als relevante Kriterien der Wahlrechtsvergabe über-
haupt zurückzuweisen. Das aber war für  jeden, der nicht konsequent auf  der 
Basis des Naturrechts oder auf  der Basis der Geschichtsfiktion  eines engli-
schen birthright argumentierte - und so weit gingen nur wenige - eine fast 
unlösbare theorietechnische Aufgabe.  Allen anderen Reformern  wurde ein 
argumentativer Spagat abverlangt, den sie je länger desto weniger erfolgreich 
bestehen konnten. Denn die meisten Reformer  - ob Whigs, Radicals oder Li-
berais - huldigten einem Eigentumsbegriff,  der die persönliche Leistung und 
die freie  Entfaltung  des Einzelnen ins Licht rückte und der den politischen 
Schutz des erarbeiteten Besitzes zu einem zwingenden Erfordernis  machte. 
Daher gerieten fast  alle Vertreter von Wahlrechtsausweitungen auf  die Nicht-
Besitzenden früher  oder später in Aporien, nämlich spätestens in dem Mo-
ment, wenn die Eigentümer überstimmt zu werden drohten. Das zwang sie 
dann, ihrerseits auf  defensive  Modelle des Interessen- oder Klassenproporzes 
im Parlament zurückzufallen,  die aber wiederum dem Grundgedanken der 
gleichen personalen Repräsentation widersprachen. Betroffen  von diesem 
unlösbaren Dilemma war ab 1867 vor allem die liberale Partei. Ihr quälender 
Spaltungsprozeß und die gelungene Stilisierung der Konservativen zur na-
türlichen politischen Heimat aller Besitzenden ist wesentlich auf  das unent-
schiedene Verhalten der Liberalen diesem Dilemma gegenüber zurückzufüh-
ren. 

Ich wende mich nun einigen Teilaspekten der Diskussion um die Begriffe 
'property', 'interest(s)' und 'class(es)' zu. Exemplarisch sollen diese Hinweise 
die These von der primär defensiven  Funktion der Begriffe  stützen und 
zugleich die soeben skizzierten Entwicklungslinien illustrieren. 
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3. Funktionen des 'property'-Begriffs. 

3.1. Die 'franchise':  'private property' oder 'public trust'? 
Ich beginne mit der Streitfrage,  ob die Wahlrechte der freemen  und free-
holders sowie die Wahlrechte der Inhaber von burgage tenures als privates 
Eigentum anzusehen und zu behandeln seien. Diese Frage blieb bis 1832 ein 
Streitpunkt zwischen Reformern  und Anti-Reformern  und wurde sowohl in 
den Parlamentsdebatten als auch in den großen Reviews ausgefochten.22  Der 
Eigentumsbegriff  des common law, wie er autoritativ durch Blackstone 
fixiert  worden war23, bot hier den Gegnern jeder Reform  Anhaltspunkte fur 
hinhaltende Rückzugsgefechte.  Blackstone hatte unter dem Oberbegriff 
"property" auch sogenannte "incorporeal hereditaments" gefaßt,  das sind: an 
dinglichen Gütern hängende oder darauf  bezogene, immaterielle und vererb-
bare Rechte, zum Beispiel das Recht, Pfründen  zu besetzen ("advowson") 
oder das Recht, die Kirchenzehnten ("tithes") einzuziehen.24 Auch 
"franchises"  zählten laut Blackstone zu dieser Gruppe immaterieller Eigen-
tumsrechte. Allerdings geht aus dem betreffenden  Abschnitt bei Blackstone 
nicht klar hervor, ob er auch die seinerzeit bestehenden parlamentarischen 
Wahlrechte von 'franchise'-Inhabern  als untrennbaren Bestandteil der jewei-
ligen Eigentumstitel ansah. Aus dem Text selbst ist diese Interpretation nicht 
unmittelbar ableitbar. Jedoch gab es bis 1832 Gegner von Wahlrechtsrefor-
men, die genau diese Auffassung  vertraten und dafür  unter anderem auf 
Blackstone verwiesen.25 Ein anderer Kronzeuge für  die Behauptung, daß 
Wahlrechte wie Eigentum zu bewerten seien, war Lord Chief  Justice Holt, 
der 1704 im Fall Ashby vs. White entschieden hatte, daß ein zu Unrecht an 

2 2 Vgl . : Art. "Political and Vested Rights", in: Edinburgh Review 53 (1831), S. 502-
544; Art. "Reform  in Parliament", in: Quarterly Review 45 (1831), S. 252-339, bes. 
S. 310 f. 

2 3 Vgl. zum Eigentumsbegriff  von Blackstone: F. G, WHELAN, Property as Artifice: 
Hume and Blackstone, in: J. R. PENNOCK/J. W. CHAPMAN (Hg.), Property, Nomos 
XXII, New York 1980, S. 101-129. 

24WILLIAM BLACKSTONE, Commentaries on the Laws of  England, 4 Bde., Oxford 
1765/66, Bd. 2, S. 20-43. 

2 5 Art. "Progress of  Misgovernment", in: Quarterly Review 46 (1832), S. 544-622, S. 
612. 
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der Ausübung des Wahlrechts gehinderter Wähler einen Prozeß auf  Schaden-
sersatz anstrengen konnte.26 

Einige extreme Anti-Reformer  bestanden also darauf,  daß die parlamentari-
schen Wahlrechte der Korporationen und der Inhaber von burgage tenures 
privates Eigentum seien und als solches vom Gesetzgeber nicht einfach  ab-
geschafft  werden könnten. Deshalb nannten diese Politiker die Reform  Bill 
des Earl Grey "corporation robbery" und sahen darin einen Angriff  auf  ver-
briefte  Eigentumsrechte.27 Manche Gegner gingen sogar noch weiter und 
stellten die Ausweitung der 'franchise'  auf  neue Wähler in den bisherigen 
corporation boroughs als eine Beeinträchtigung und Wertminderung des 
Rechts der alten 'franchise'-Inhaber  dar.28 

Wäre diese Ausweitung des 'property'-Begriffs  auf  politische Vorrechte 
'feudalen'  und korporativen Ursprungs vorbehaltlos akzeptiert worden, hätte 
man faktisch  überhaupt keine große Parlamentsreform  durchsetzen können. 
Zwar gab es den höheren Grundsatz der Parlamentssouveränität - das konze-
dierten auch die entschiedensten Reformgegner.  Doch standen vor einem 
Eingriff  in privates Eigentum durch den Gesetzgeber nach allgemeiner Auf-
fassung  sehr hohe Hürden in Form von Beweis- und Entschädigungspflich-
ten. Hier liegt der pragmatische Grund, warum die Reformgegner  den 
'property'-Begriff  an dieser Stelle in die Wahlrechtsdebatte einführten:  Durch 
ihn ließen sich die Bedingungen, unter denen eine Reform  erlaubt war, mü-
helos bis zur Unerfullbarkeit  hochschrauben. So verlangten die Anti-Refor-
mer zum Beispiel den Nachweis von Mißbräuchen oder Korruption in jedem 
Einzelfall  - das hätte den Reformprozeß  unendlich in die Länge gezogen. 
Oder sie erklärten, daß nur ein erwiesener akuter Notstand die Kassierung 
von 'franchises'  rechtfertige  - ein schwer zu erbringender Beweis. Und sie 

2 6 Ebd. , S. 611. Wethereil, 6.7.1831, Parliamentary Debates, published under the su-
perintendence of  T. C. HANSARD, Third Series (im folgenden  zit.: HANSARD III), Bd. 
4, Sp. 854. Das Votum des Lord Chief  Justice Holt und Dokumente zum nachfol-
genden Konflikt  zwischen beiden Häusern des Parlaments sind abgedruckt bei: W. 
C. COSTIN/J. S. WATSON, The Law and Working of  the Constitution: Documents 
1660-1914, 2 Bde., London 21961, Bd. 1, S. 278 f.  und S. 193-196. 

2 7 Wethereil, 2.3.1831, HANSARD III, Bd. 2, Sp. 1224. 
2 8 Z.B. Haddington, 5.10.1831, HANSARD III, Bd. 7, Sp, 1383; "Progress of  Mis-

government", Quarterly Review, S. 614. 
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forderten  schließlich auf  jeden Fall Entschädigungen, wenn die 'franchise'-
Inhaber 'enteignet' würden - womit natürlich bei einer flächendeckenden  Re-
form  die Staatskasse völlig überfordert  gewesen wäre. 

Der Reformplan  des jungen William Pitt aus dem Jahre 1785 - um ein Bei-
spiel für  die Wirksamkeit dieser Vorbehalte zu geben - scheiterte wesentlich 
daran, daß Pitt Entschädigungen vorgesehen hatte. Pitt selbst scheint zwar 
nicht an den Eigentumscharakter der alten Wahlrechte geglaubt zu haben, 
aber er stellte diese bei den Betroffenen  verbreitete Rechtsauffassung  für 
seine Gesetzesinitiative in Rechnung.29 Durch die voraussehbaren Kosten 
der Reform  wurden viele Parlamentarier abgeschreckt, und zusätzlich verlor 
Pitt auf  der anderen Seite die Unterstützung derjenigen engagierten Refor-
mer, die das Wahlrecht nicht als Eigentum ansahen und die nun befürchten 
mußten, daß ein Präzedenzfall  geschaffen  würde, der dieser, ihrer Meinung 
nach falschen  Rechtsauffassung  Geltung verschaffen  würde.30 Das entschei-
dende Gegenargument kam hier von Fox. Er vertrat die Ansicht, "that the 
right of  governing was not a property, but a trust; and that whatever was 
given for  constitutional purposes, should be resumed, when those purposes 
should no longer be carried into effect."31  Dieses Argument - 1785 noch eine 
Minderheitsposition - setzte sich in der Debatte von 1831/32 als Mehrheits-
meinung durch. Auch der Führer der Tories im Unterhaus, Sir Robert Peel, 
gab jetzt zu, daß das Wahlrecht ein 'trust' und kein Privateigentum sei. Aber 
Peel beharrte auf  dem Nachweis eines akuten Staatsnotstands als einzig legi-
timem Grund fur  die Beseitigung der alten Wahlrechtsprivilegien: "While ... 
I admit the distinction between private property and the elective franchise,  I 
must also say, that, if  you take away this ancient privilege on any other 

2 9 Wi l l i am Pitt , 18 .4 .1785, PARLIAMENTARY HISTORY, Bd. 25 , Sp. 441 f. 
3 0 Vgl. den Wortwechsel zwischen Bankes und William Pitt kurz vor Abschluß der De-

batte am 18.4.1785, PARLIAMENTARY HISTORY, Bd. 25, Sp. 475; Bankes sah eine 
"absurdity" in der Reform-Motion  Pitt's: "It declared that the right of  voting in those 
boroughs was not a property to be used in the way of  traffic,  and yet at the same time 
a sum was allotted for  the purchase of  them, thereby suffering  those very people to 
make a property which never was intended for  them to have." Pitt erkannte diese Be-
denken an, sah aber in der Entschädigung ein "necessary evil", um die Reform  über-
haupt durchzusetzen. Vgl. auch die Rekapitulation dieser Debatte von 1785 durch 
Mackintosh, 4.7.1831, HANSARD III, Bd. 4, Sp. 672 ff. 

3 1 Fox , 18 .4 .1785 , PARLIAMENTARY HISTORY, Bd. 25, Sp. 467 . 
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ground than that of  overpowering necessity, clearly established, you do 
shake the public confidence  in the security of  property itself."32 

Natürlich hatte der Gedanke, daß politische Herrschaftsrechte,  darunter auch 
das Wahlrecht, ein zurücknehm barer 'trust' seien, zu diesem Zeitpunkt schon 
eine lange Karriere in der Theoriegeschichte hinter sich. Aber erst um 1830 
ließ sich die Theorie in der praktischen Politik vollständig umsetzen, und erst 
in den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts verschwanden Stück für 
Stück die letzten Überreste der entgegengesetzten, 'feudalen'  Eigentumsord-
nung, in der Herrschaft  über Sachen und Herrschaft  über Personen untrenn-
bar miteinander verknüpft  waren. Ob in den 1830er Jahren wirklich noch je-
mand an den alten Eigentumsbegriff  glaubte,  ist im übrigen relativ unerheb-
lich. In unserem Zusammenhang ist allein entscheidend, daß der längst über-
holte 'feudale'  Eigentumsbegriff  bis ins 19. Jahrhundert hinein geeignet war, 
in politischen Auseinandersetzungen als wirksames Argument zu fungieren, 
und daß er deshalb auf  der Ebene der politischen Sprache weiterverwendet 
und weitergereicht wurde, auch wenn vielleicht kein Politiker mehr von sei-
ner Richtigkeit überzeugt war. 

3.2. Repräsentation des 'property' oder Wahlrecht der Eigentümer? 
Zu den Restbeständen 'feudaler'  Bedeutungsgehalte des Eigentumsbegriffs 
gehörte auch die Vorstellung, daß Orte und das dort befindliche,  leblose Ei-
gentum der eigentliche Gegenstand der parlamentarischen Repräsentation 
seien. Noch in der zweiten Hälfte  des 18. Jahrhunderts hieß es sehr häufig, 
daß im Parlament nicht Personen, sondern das 'property' des Königreichs, im 
wesentlichen das Land, repräsentiert seien. So zum Beispiel bei dem älteren 
William Pitt: "People are apt to mistake the nature of  representation, which is 
not of  person, but of  property; and in this light there is scarcely a blade of 
grass which is not represented."33 Ob derartige Aussagen wörtlich gemeint 
waren oder ob es sich bloß um metaphorische Redeweisen handelte, die den 

3 2Peel , 6.7.1831, HANSARD III, Bd. 4, Sp. 875. 
33Zitiert nach: G. S. VEITCH, The Genesis of  Parliamentary Reform  (1913), Neudruck 

mit einer Einführung  von I. R. CHRISTIE, London 1965, S. 37. 
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alleinigen oder vorrangigen Anspruch der (Land)eigentümer als soziale 
Gruppe auf  Mitsprache begründen sollten, läßt sich nicht immer klar ent-
scheiden. Eindeutig bestimmbar ist aber in jedem Fall die pragmatische 
Funktion des Arguments. Sie zielte in erster Linie auf  die Zurückweisung 
des in seinen Konsequenzen (Frauenwahlrecht!) für  absurd, unrealisierbar 
und gefahrlich  gehaltenen Prinzips der "personal representation".34 

Die radikale Gegenposition, "that personality  is the sole foundation  of  the 
right  of  being represented; and that property  has, in reality, nothing to do in 
the case"35, wurde jedoch im späten 18. Jahrhundert nur von einer kleinen 
Minderheit bezogen. Häufiger  kam es, so etwa bei Sir William Jones, zur 
Abwehr oder Ironisierung des wörtlichen Verständnisses der "silly notion, 
that the property, not the person, ... was to be represented". Die Ursache die-
ser unsinnigen Vorstellung sei - so Jones - das "feudal  principle". Davon zu 
unterscheiden und keineswegs unsinnig sei aber die Auffassung,  daß der in-
dividuelle Besitz von Eigentum - und zwar aller Arten von "property, ... 
either real or personal" - als notwendige Qualifikation  der einzelnen Wähler 
angesehen werden müsse.36 Theoretisch liefen  Argumentationen wie diese 
auf  ein gemäßigtes, weitgehend uniformes  Zensuswahlrecht und die Eineb-
nung der Unterschiede des Stimmengewichts verschiedener Eigentümer-
gruppen hinaus; faktisch  bedeuteten sie vor allem einen Angriff  auf  die von 
der Parlamentsoligarchie mehrheitlich für  selbstverständlich gehaltene Vor-
rangstellung des 'landed property' bzw. des 'landed interest' in der Repräsen-
tation. Das Adjektiv 'feudal'  fungierte  als Schimpfwort  und diente der Diffa-
mierung des Machtanspruchs der aristokratischen Inhaber kleiner boroughs. 

Deren Fürsprecher verzichteten zwar seit dem Ende des 18. Jahrhunderts auf 
die unhaltbar gewordene Rede vom Eigentum als eigentlichem Objekt der 

3 4 So z.B. bei THOMAS PITT, Thoughts upon the mode of  obtaining a more equal Repre-
sentation in the H. of  Commons, Add.Mss. 59.487 (Dropmore Papers), 100-118 f., 
hier bes.: 111-112 f. 

3 5 JOHN CARTWRIGHT, The Legislative Rights of  the Commonalty Vindicated; or, Take 
Your Choice!, 21777, S. 32. 

3 6 WILLIAM JONES, Speech to the assembled Inhabitants of  the Counties of  Middlesex 
and Surry, the Cities of  London and Westminster, and the Borough of  Southwark, 
28.5.1782, in: The Works of  Sir William Jones, 13 Bde., Bd. 8, London 1807, S. 
499-515, S. 508 f.  u. 511 f. 
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Repräsentation, fuhren  aber fort,  den (großen) Grundbesitz als einzig stabile 
Form des 'property' anzusprechen, weshalb ihm ohne besondere Begründung 
die Mehrheit der Parlamentssitze zustehe.37 Die überkommene Rechtsbe-
zeichnung 'real property' stützte diese Suggestion. 

Nachdem seit etwa 1830 auch die versuchte Ausgrenzung des 'personal pro-
perty' als minderwertig, instabil usw. aus dem Eigentumsbegriff  nicht mehr 
funktionierte,  blieb - als letzte Schwundstufe  des alten Arguments - nur noch 
die Verteidigung des Grundsatzes, daß im Parlament immer eine 'Varietät' 
lokal fixierbarer  Eigentums-'Interessen1 vertreten sein müsse. Die Forderung 
nach einer überproportionalen Repräsentation des 'landed property' trat nicht 
mehr direkt auf,  sondern versteckte sich von nun an hinter dem Beharren auf 
dem abstrakten Prinzip der Quotenregelung für  verschiedene ortsgebundene 
Eigentumsarten. 

3.3. Wahlrecht aller Bürger oder Sicherheit des Eigentums? 
Für jeden, der akzeptiert hatte, daß Eigentum im Rahmen der Wahlrechtsde-
batte nur als Indikator fur  die Politikfähigkeit  möglicher Wähler eine Rolle 
spielte, aber als Gegenstand der Repräsentation nicht in Betracht kam, ent-
stand die Frage, von welcher Art und wie bedeutend der Besitz sein mußte, 
damit er den Einzelnen für  das Wahlrecht qualifizierte.  Sieht man einmal von 
dem Dauerstreit um das relative Stimmengewicht der Besitzer von 'real pro-
perty' und 'personal property' ab, der besonders die erste Hälfte  des 19. Jahr-
hunderts beherrschte, rückte hier, je länger die Auseinandersetzung andau-
erte, das Problem des Wahlrechts der minderbemittelten oder völlig mittello-
sen Bevölkerungsschichten ins Zentrum der Aufmerksamkeit.  Dieser Streit 
war gekennzeichnet durch mehr oder weniger pauschale Urteile über die In-
telligenz, den Nutzen, aber auch die Gefährlichkeit  zunächst der Mittelklas-
sen, dann der Arbeiterklassen. Als weitaus wichtigster Maßstab für  Mitspra-
chefähigkeit  galt dabei immer die Einschätzung der Frage, ob und wie weit 
bei den neu zuzulassenden Klassen mit der Akzeptanz des 'principle of  pro-

37Wellington, 4.10.1831, HANSARD III, Bd. 7, Sp. 1188: "property, and particularly 
property in land, should be preponderant". 
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perty' gerechnet werden könne. Was jedoch genau der Inhalt des Prinzips 
'Eigentum' sei und wann man folglich  einen Angriff  darauf  für  wahrschein-
lich halten müsse, war zwischen den Parteien und 'Interessen' stark umstrit-
ten. 

Vor 1832 erklärten viele Tories und reform  feindliche  Whigs die Institution 
des Eigentums bereits dann für  gefährdet,  wenn die Aussicht bestand, daß 
ein von den 'middle classes' mitgewähltes Parlament nach der Reform  die 
Steuerlast und die Zölle zu Ungunsten der (Groß)grundbesitzer und der rei-
chen Oberschicht insgesamt umverteilen würde oder Änderungen des Ei-
gentumsrechts, insbesondere des Erbrechts (Primogenitur), beschließen 
könnte. Die Anerkennung des 'principle of  property' war hier gleichbedeu-
tend mit der Hinnahme aller Gesetze, die den ungestörten Fortbestand der 
bestehenden Reichtumsverteilung garantierten. Manche werteten sogar schon 
die zu erwartende Erhöhung der Staatsausgaben und die daraus voraussicht-
lich resultierende Steuererhöhung (mit der erschreckenden Perspektive des 
möglichen Staatsbankrotts im Hintergrund) als Angriff  auf  das 'Eigentum' an 
sich.38 Es lag in der Konsequenz dieser Position, den (Groß)grundbesitzern 
bzw. der reichen Oberschicht von vornherein mindestens die absolute Mehr-
heit der Parlamentssitze zu sichern, und das bedeutete in der Regel, das 
System der 'closed boroughs' unangetastet zu lassen. 

Edmund Burke hatte fur  diese Identifizierung  des Eigentums an sich mit der 
politisch abgesicherten Präponderanz des Großgrundbesitzes den Schein ei-
ner theoretischen Begründung geliefert.  Für Burke bestand die Essenz des 
Eigentums in seiner ungleichen Verteilung. Diese sei nur dann vor den 
"invasions of  ability" geschützt, wenn die "great masses of  accumulation" 

38Typische Aneinanderreihungen derartiger Befürchtungen:  Vyvyan, 21.3.1831, HAN-
SARD III, Bd. 3, Sp. 636 ff.;  Art. "Parliamentary Reform",  in: Quarterly Review 44 
(1831), S. 554-598, S. 588 f.  Nach 1832 argumentierten Whigs und Tories gemein-
sam mit ähnlich lautenden Befürchtungen  gegen die chartistische Forderung nach 
dem allgemeinen Männerwahlrecht. Vgl. die Rede zur "People's Charter" von 
Macaulay, 3.5.1842, in: Ders., Speeches on Politics and Literature, London 1909, 
Neudruck 1936, S. 189-199. 
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außer Gefahr  wären, überstimmt zu werden; dann würden sich die "great 
masses" als ein 'natürliches Bollwerk' um die kleineren Besitztümer legen.39 

Gegen diese 'Bollwerk-Theorie stand die optimistischere, in der Wahlrechts-
debatte von 1831/32 von der Mehrheit der Whigs vertretene Auffassung,  daß 
man auch bei Kleineigentümern (oder gerade bei ihnen) mit der Einsicht in 
die Notwendigkeit der ungleichen Eigentumsverteilung rechnen könne: 

Would it be said that a comparatively poor man was less interested in 
the security of  his little property, than the rich man who was dying of 
ennui in the midst of  his useless hoards? On the contrary, a man who 
had acquired a certain degree of  competency, looked with the greatest 
anxiety on what affectea  the security of  his property and was of  all 
others the most likely to rally round the only authority by which that 
property would be defended.2*0 

Aus dieser Argumentation folgte  logisch das Plädoyer für  eine Wahlrechtsre-
form,  die mittlere und kleinere Eigentümer, die sogenannten 'middle classes', 
in großer Zahl an das politische System band. Die Masse der Kleineigentü-
mer würde dann eine "great phalanx for  the protection of  property" bilden 
und sich wie ein Schutzgürtel um den sonst isolierten Großgrundbesitz 
legen.41 Spätestens nach 1867 machte sich auch die Mehrzahl der Konserva-
tiven - allerdings unter gewandelten Vorzeichen - diese Argumentation zu 
eigen. 

Die Verfechter  eines sehr weitgehenden oder allgemeinen Männerwahlrechts 
konnten das Problem eines möglichen Angriffs  auf  das sogenannte 'principle 
of  property' übergehen, indem sie einfach  das grundsätzliche Recht auf  Mit-
sprache aller von der Eigentums- und Steuergesetzgebung Betroffenen  dage-
genstellten. Dieser Verbalradikalismus alten Stils eignete sich jedoch allen-
falls,  um Gleichgesinnte zu mobilisieren; im Parlament konnte man damit 
nicht überzeugen. Das galt auch für  die wesentlich komplizierter begründete, 
aber leicht als unrealistisch erweisbare These Jeremy Benthams, daß alle 
auch nur irgendwie denkfahigen  Menschen in der Lage wären, ein rationales 

39EDMUND BURKE, Reflections  on the Revolution in France, hg. v. C. C. O'BRIEN, Har-
mondsworth 1969, S. 140. 

4 0 J e f f r e y ,  4 . 3 . 1 8 3 1 , HANSARD III, Bd. 3, Sp. 68 . 
4Jeffrey,  ebd., Sp. 71. 
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Kosten-Nutzen Kalkül zu vollziehen und zu erkennen, daß bei einem Angriff 
auf  das Prinzip der Eigentumssicherheit (den Vertrauensschutz) letztlich alle, 
auch die Habenichtse, Schaden nehmen würden.42 Die einzig ehrliche, aber 
eben darum in der Öffentlichkeit  kontraproduktiv wirkende Antwort auf  das 
Problem bestand darin, zuzugeben, daß jede lineare Ausdehnung des Wahl-
rechts auf  die Masse der nichtbesitzenden Klassen zwangsläufig  zu einem 
Umsturz der Mehrheitsverhältnisse und in der Folge höchstwahrscheinlich zu 
Umverteilungen und Änderungen der Eigentumsgesetzgebung fuhren  würde. 

Bevor es realistisch bzw. überhaupt denkbar wurde, daß ein Sozialstaat 
größtenteils aus dem Zuwachs des Nationaleinkommens finanziert  werden 
könnte, also vor dem späten 19. Jahrhundert, war es unmöglich, eine solche 
Erwartung offen  im Parlament zu äußern und dennoch für  die Annäherung an 
das allgemeine und gleiche Wahlrecht einzutreten. In der Debatte von 
1866/67 war diese Situation noch nicht erreicht. Den Liberalen blieben in 
dieser Lage nur moralische Appelle oder Verurteilungen des 'zynischen Ma-
terialismus' der Besitzenden und ihrer parlamentarischen Sprecher 4 3 Die li-
beralen und viele radikale Reformer  des 19. Jahrhunderts kamen hier an eine 
Grenze ihrer Argumentationskunst. Sie mußten sich entscheiden, ob sie 
weiter fur  die Demokratie eintreten und damit auch voraussehbare Umver-
teilungen gutheißen wollten, oder ob sie die bestehende Eigentumsordnung 
höherschätzten als das Recht aller urteilsfähigen  Bürger auf  Mitsprache. Das 
war jenes bereits erwähnte Dilemma, das die Spaltung der liberalen Partei im 
letzten Drittel des 19. Jahrhunderts beschleunigte und immer mehr Eigentü-
mer der konservativen Partei zutrieb. 

4 2 JEREMY BENTHAM, Plan of  Parliamentary Reform  (1817), in: The Works of  Jeremy 
Bentham, hg. v. J. BOWRING, 1838-1843, Neudruck New York 1962, Bd. 3, S. 433-
557, hier: S. 465-476. Vgl. dazu: J. A. W. GUNN, Jeremy Bentham and the Public In-
terest, in: Canadian Journal of  Political Science 1 (1968), S. 398-413, S. 405 f.  Eine 
ähnlich optimistische Position vertrat z.B. George Grote; vgl. D. P. CROOK, American 
Democracy in English Politics, 1815-1850, Oxford  1965, S. 24 ff. 

43Coleridge, 4.6.1866, HANSARD III, Bd. 183, Sp. 1861 f.:  "The right hon. Gentleman 
[Robert Lowe, W.S.] attacked democracy in the House because he thought its ad-
vent, unmixed, might work certain changes in the political and social relations of 
society, and possibly in the laws of  property, while even if  mixed it might tend to 
diminution in the temporal prosperity which the upper and middle classes enjoyed." 
Diesen "Conservatism for  mere material wealth, and Liberalism so far  merely as 
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4. 'Interests' und 'classes'. 
Der enge wortgeschichtlich bedingte Konnex zwischen 'property' und 
'interest' blieb im Sprachbewußtsein der britischen politischen Elite immer 
präsent. Aus diesem Grund war die Beschreibung des Parlaments mit Hilfe 
der 'Interessen'-Terminologie geeignet, die Vorstellung einer allein den Ei-
gentümern vorbehaltenen Repräsentation zu stützen. Wer kein 'property' be-
saß, hatte auch kein 'interest' und blieb deshalb, ohne daß ihm daraus ein 
Schaden erwuchs, ausgeschlossen - so das Standardargument.44 Die Rede 
von der 'balance of  interests' verbannte die Nichtbesitzenden in der Regel 
von vornherein aus der Sphäre der Macht. Allenfalls  billigte man ihnen ein 
paar Volkstribunen zu, so etwa im frühen  19. Jahrhundert den "Orator" 
Henry Hunt aus Preston.45 Dafür  genügten dann die wenigen Wahlkreise mit 
fast  allgemeinem Stimmrecht. Aber ein eigenes 'interest' konnten die Arbei-
ter, dieser Auffassung  zufolge,  eigentlich nicht haben, denn sie hatten ja 
nichts, was ein 'interest' - im ursprünglichen, pekuniären Sinn des Wortes -
abwarf.  Die sonst so mühelose, suggestive Ableitung eines subjektiven 
'Interesses' aus dem objektiven 'interest' funktionierte  im Fall der Arbeiter 
nicht ohne weiteres. 

Neuartige Formen der Eigentumsbildung oder Kapitalverwertung ließen sich 
dagegen leicht als 'interest' bestimmen und sofort  auch als Kollektivbezeich-

Liberalism tended to increase wealth" könne er [Coleridge] nur als "cynical materi-
alism" empfinden. 

4 4 Vgl . z.B.: Winchilsea, 4.10.1831, HANSARD III, Bd. 7, Sp. 1139: "... but he was not 
at all prepared to give his support to a measure which gave Representatives to towns 
and districts which had no particular or new interests whatever to protect. To inter-
ests he was prepared to give Representatives, but he never could consent to give 
Representatives to mere masses of  population which had no manufactures  or special 
interests to protect." Vgl. auch: Art. "The expected Reform  Bill", in: Edinburgh 
Review 95 (1852), S. 213-280, S. 265 f:  Das gegenwärtige System sei zwar 
"defective  and unjust in this - that it selects two kinds  or forms  of  property  only as 
conferring  the franchise.  Let us continue to maintain a property qualification;  but let 
us not insist that the property ... must be invested in one special mode." Daher sollten 
Sparer oder Aktionäre ebenfalls  das Wahlrecht bekommen. Generell solle für  den 
Wähler gelten: "As long as he holds property which gives him an interest in the sta-
bility and prosperity of  his country's institutions ... he will remain an elector." 

4 5Peel , 3.3.1831, HANSARD III, Bd. 2, Sp. 1346. 
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nung für  die entsprechende Personengruppe anwenden, sofern  diese nur eine 
gewisse Größenordnung überschritten hatte. So erfand  man neben dem tradi-
tioneilen 'landed interest' und dem 'trading' oder 'commercial interest' nach-
einander das 'monied interest' und das 'manufacturing  interest' - beide etwa 
seit der Mitte des 18. Jahrhunderts in Gebrauch; dann die 'official', 
'professional',  'military' und 'naval interests' - so zuerst definiert  von Burke 
177046; das 'colonial interest' - gebräuchlich seit dem Ende des 18. Jahrhun-
derts; und schließlich im Laufe  des 19. Jahrhunderts eine Reihe weiterer 
'interests', die sämtlich bestimmte Gewerbezweige oder Kapitalanlageformen 
zu einer Interessengruppe formierten:  das 'shipping interest', das 'linen inter-
est', das 'cotton interest', das 'City interest', dann - besonders wichtig - das 
'railway interest' und andere mehr.47 

Es war eine Ausnahme und zeugte von einem vor der Mitte des 19. Jahrhun-
derts selten erreichten Abstraktionsvermögen, wenn Adam Smith auch den 
Lohnempfängern  ein eigenständiges 'Interesse1 - das "interest of  the labourer" 
neben dem der "proprietors" und im Gegensatz zu dem der "employers of 
stock" - zubilligte und wenn er sogar die Gleichgerichtetheit des 'Interesses' 
der Lohnarbeiter mit dem Interesse der Gesamtgesellschaft  nachwies. Diese 
Identität von ökonomischem Privat- und Allgemeininteresse gelte, so Smith, 
auch für  die Landbesitzer - "at least, if  they have any tolerable knowledge of 
that interest." Dagegen sei das "interest of  the dealers ... always in some 
respects different  from,  and even opposite to, that of  the public." Bedauernd 
stellte Smith jedoch fest,  daß die "Merchants" und "master manufacturers" 
auf  politischer Ebene wegen ihres überlegenen Wissens allzu häufig  ihre 
Partikularinteressen gegen diejenigen der anderen beiden "orders" durchset-
zen könnten. Die "gentlemen" vom Lande besäßen zwar die parlamentari-
sche Mehrheit, verstünden aber ihr 'objektives' Interesse (Freihandel) nicht 
richtig; und die Arbeiter seien wegen Zeitmangels und wegen ihrer Lebens-

4 6 EDMUND BURKE, Thoughts on the Cause of  the Present Discontents (1770), Works, 
12 Bde., 1887, Neudruck Hildesheim/New York 1975, Bd. 1, S. 519. 

4 7 Vgl. allgemein zur Verbreitung und parteipolitischen Zuordnung der 'interest'-Ter-
minologie im 18. und 19. Jahrhundert: J. R. POLE, Political Representation, S. 385-
499; S. H. BEER, The Representation of  Interests in British Government: Historical 
Background, in: The American Political Science Review 51 (1957), S. 613-650; J. 
W. BURROW, Whigs and Liberals. Continuity and Change in English Political 
Thought, Oxford  1988, bes. Kap. 5: "Balance and Diversity", S. 101-124. 
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gewohnheiten per se urteilsunfahig  und würden infolgedessen  in den 
"publick deliberations" zu Recht nicht gehört.48 Im Hinblick auf  eine mögli-
che Parlamentsreform  wäre diese Argumentation Smith's an sich geeignet 
gewesen, den zeitgenössischen Forderungen ländlicher Eigentümer nach 
Aufstockung  ihres Machtanteils, etwa durch eine Vermehrung der Sitze fur 
die counties, Nachdruck zu verleihen; die Smith'sche Definition  des ökono-
mischen Interesses der Landbesitzer widersprach jedoch diametral deren ei-
gener Auffassung  über ihr Interesse (Schutzzölle), so daß diese zentrale Pas-
sage im "Wealth of  Nations" ihrer möglichen politischen Wirkung teilweise 
beraubt wurde. Zumindest wenn es um die Zurückweisung der Ansprüche 
der Kommerz- und Manufakturinteressen  auf  Erhöhung ihrer Repräsentation 
ging, konnten aber die Negativ-Kennzeichnungen, die (nicht nur) Smith den 
Kaufleuten  und Industriellen zugeschrieben hatte49, von den Agrariern und 
ihren Fürsprechern verwendet werden. 

Die generelle Schwierigkeit, bestimmte ökonomische Partikularinteressen als 
gemeinwohlorientiert darzustellen, war sicher einer der Hauptgründe dafür, 
daß die verbale Segmentierung der Gesellschaft  in 'interests' im Laufe  des 
19. Jahrhunderts aus den Reden und Schriften  von Wahlrechtsreformern  ver-
schwand und dort mehr und mehr durch die Klassen-Terminologie abgelöst 
wurde. Für die Argumentationszwecke der Whig-Reformer  des späten 18. 
und frühen  19. Jahrhunderts war die "language of  interests" denkbar unge-
eignet. Denn sie untergrub erstens den prekären innerparlamentarischen Zu-
sammenhalt der Reformanhänger,  die sich ökonomisch teils dem 'landed in-
terest', teils den neueren städtischen Industrie- und Kapitalinteressen ver-
pflichtet  fühlten.  Zweitens erzielten Öffentliche  Appelle an 'Interessen' 
zwangsläufig  nur einen begrenzten Mobilisierungseffekt,  der für  eine wir-
kungsvolle Unterstützungskampagne nicht ausreichte. Und drittens war die 
Darstellung des House of  Commons als Interessenrepräsentation in der 
durchschnittlichen politischen Bildung der Parlamentarier, als deren Quellen 
Autoren wie Paley zu nennen sind, untrennbar mit der Doktrin der "virtual 

4 8 ADAM SMITH, An Inquiry into the Nature and Causes of  the Wealth of  Nations, hg. V. 
R. H. CAMPBELL/A. S. SKINNER/W. B. TODD, 2 Bde. , Oxford  1976, Bd. 1, S. 265 ff. 
(dort alle zitierten Stellen). 

49SMITH, Wealth of  Nations, Bd. 1, S. 426: 'A merchant, it has been said very pro-
perly, is not necessarily the citizen of  any particular country." 
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representation" verbunden, derzufolge  die Zahl und Herkunft  der Wählenden 
unerheblich war, solange nur die gesellschaftlich  wichtigen Ansichten und 
'Interessen' - auf  welchem Umweg auch immer - im Parlament Gehör fän-
den.50 Diese Doktrin war unakzeptabel für  die wachsende Zahl derjenigen 
Reformer,  die ohne eine aktive Wahlteilnahme zumindest aller besitzenden 
Bürger die Legitimitätsbasis des Parlaments schwinden sahen. 

Die vom Wortsinn her anfangs  neutrale Gruppierungskategorie 'classes' hatte 
keinen der Nachteile der 'interest'-Terminologie und ließ sich weitaus besser 
verwenden, um Eigentümer verschiedenster Art, aber auch nichtbesitzende 
Gruppen, zusammenzufassen  und ihnen politische Ansprüche zuzuschreiben. 
Überdies begann sich die herkömmliche Semantik der 'interests' gegen Ende 
des 18. Jahrhundert auch von innen her aufzulösen.  Den ersten Störfaktor 
bildeten hierbei die sogenannten 'professions'.  Ihre Präsenz im Parlament war 
nach allgemeiner Auffassung  notwendig. Dafür  gab es zum Ende des 18. 
Jahrhunderts zwei Standardbegründungen: Die Mitglieder der 'professions' 
verfugten  über unverzichtbares Expertenwissen; und: sie nahmen die 
Schiedsrichterposition ein zwischen dem 'landed interest' auf  der einen Seite, 
dem 'commercial' und 'manufacturing  interest' auf  der anderen Seite. Einen 
Störfaktor  bildeten die 'professions'  deshalb, weil sie im streng ökonomi-
schen Sinne über ein 'interest' nicht verfugten,  aber dennoch mit den anderen 
'interests' auf  eine Stufe  gestellt wurden. Darüber hinaus war auch die Legi-
timationsbasis, aufgrund  derer sie im Parlament saßen, eine andere als bei 
den rein ökonomisch definierten  'interests': Die 'professions'  wurden benö-
tigt, weil der Staat inzwischen Aufgaben  übernommen hatte, die weit über 
den bloßen Schutz des Eigentums hinausgingen. Der Übergang zu dieser 
neuen, funktionalen  Legitimation setzte einerseits die alten 'interests' unter 
Rechtfertigungsdruck  - auch ihnen konnte nun abverlangt werden, daß sie 
ihre Nützlichkeit fur  das Ganze bewiesen, sonst riskierten sie, als 'sinister' 
oder 'partial interests' diffamiert  zu werden.51 Und auf  der anderen Seite 
konnte die funktionale  Legitimation der Repräsentation bisher nicht vertrete-
nen Schichten den Weg ins Parlament öffnen,  auch wenn sie im herkömmli-

5 0 Vgl. WIRSCHING, Parlament und Volkes Stimme. 
5 ' S o die Terminologie von Bentham. Vgl. JEREMY BENTHAM, Plan of  Parliamentary 

Reform,  hier bes.: S. 438 ff.,  445 ff.,  525-535. 
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chen Sinne kein 'interest' hatten. Die seit dem Ende des 18. Jahrhunderts ra-
pide sich ausbreitende Umstellung auf  eine Semantik der 'classes' war poli-
tisch der Ausdruck dieses Vertretungsanspruchs.52 

Etwa seit den 1820er Jahren schalteten die re form  orientierten Teile der 
Whigs, wie vorher schon die radikaleren Reformer,  verstärkt auf  die 
"language of  class" um. Die Reformer  definierten,  oder besser noch: sie er-
fanden  eine 'middle class' aus städtischen und  ländlichen Eigentümern53, die 
quer zu den bisher üblichen Einteilungen in 'interests' lag. Der so definierten 
'middle class' wurden zahlreiche Attribute zugeschrieben, die allesamt auf 
die Nützlichkeit und Leistung dieser Klasse für  die Gesellschaft  und den zi-
vilisatorischen Fortschritt abhoben. Eine ähnliche Aufwertung  erfuhr  von 
den späten 1840er Jahren an auch der Begriff  der 'working class'. Dem 
Wechsel auf  eine horizontale Semantik der Klassen korrespondierte bei radi-
kalen Demokraten und Teilen der liberalen Reformer  die Forderung nach 
gleichen Zugangskriterien zum Wahlrecht, die Forderung nach einer glei-
chen, theoretisch für  alle Bürger erreichbaren Zensusschwelle. Wenn eine 
Klasse sich insgesamt als selbstbewußt und politikfähig  erwiesen hatte, war 
es - so lautete hier die Argumentation - nicht mehr möglich, nur einigen we-
nigen, nach Zufallskriterien  ausgewählten Mitgliedern dieser Klasse das 
Recht auf  politische Mitsprache zuzugestehen.54 

Auch die Tories und konservative Whigs verwendeten seit den 1830er 
Jahren zunehmend die "language of  class", gaben ihr jedoch im Kontext der 
Wahlrechtsdebatte einen eindeutig anti-individualistischen Sinn. Denn bei 
ihnen trat einfach  die Aufteilung  der Parlamentssitze nach 'classes' 

5 2 Vgl.: KOSELLECK/SPREE/STEINMETZ, Drei bürgerliche Welten. 
5 3 Vgl.: WIRSCHING, Bürgertugend und Gemeininteresse. 
5 4 Vgl. z.B.: JOHN STUART MILL, Principles of  Political Economy, Collected Works, Bd. 

2 u. 3, hg. v. V. W. BLADEN/J. M. ROBSON, Toronto/London 1965, Buch IV, Kap. VII: 
"On the Probable Futurity of  the Labouring Classes", S. 762 f.  : "The working classes 
have taken their interests into their own hands, and are perpetually showing that they 
think the interests of  their employers not identical with their own, but opposite to 
them." Der erfolgreiche  Emanzipationsprozeß mache es zu einem zwingenden Erfor-
dernis, die Arbeiter von nun an als "individual citizens" anzusprechen. Vgl. auch 
Bright, 23.4.1866, Hansard III, Bd. 182, Sp. 1876: Die Repräsentation müsse so ar-
rangiert sein, "that every person of  every class will feel  that his interests are fairly 
represented, and will be fairly  consulted by the House." 

224 



allmählich an die Stelle der althergebrachten Quotierung nach 'interests'.55 

Entscheidend blieb das Prinzip der regionalen Verschiedenheit der 
Wahlrechte ("variety"); ob die zu schützenden Minderheiten als 'interests' 
oder als 'classes' benannt wurden, war demgegenüber eine zweitrangige 
Frage. Auf  Dauer handelte es sich dabei aber um ein aussichtsloses 
sprachpolitisches Rückzugsgefecht.  Denn spätestens von der 
Jahrhundertmitte an begann die Vorstellung illusorisch zu werden, daß man 
jedes der vielen 'interests' bzw. die verschiedenen 'classes' lokal fixieren 
könne.56 Die Komplexität der Wirtschaftsbeziehungen  war mit dem 
Zuschnitt der constituencies immer weniger zur Deckung zu bringen. Schon 
rein praktisch war dies nicht zu bewerkstelligen. Und moralisch war es 
überdies nicht mehr zu legitimieren: Es war nicht mehr möglich, das alte 
System der closed boroughs zu restaurieren oder durch neue regional 
ungleiche Wahlrechte zu ersetzen, damit jedem Besitz-'Interesse' oder jeder 
'class' sichere Wahlkreise und damit Parlamentssitze verschafft  würden. Das 
Scheitern der ursprünglichen Reformpläne  von Disraeli im Jahre 1867 zeigt 
exemplarisch, wie unhaltbar das Festhalten an artifiziell  erzeugten Ungleich-
heiten jeder Art im Wahlrecht zu diesem Zeitpunkt geworden war.57 

Die alte "language of  interests" ließ sich auf  konservativer Seite nur noch in 
einer Hinsicht nutzbringend anwenden, und zwar zur Verteidigung des 
'landed interest' gegen die Gesamtheit städtischer, nicht landwirtschaftlich 
tätiger Schichten. In allen Wahlrechtsdebatten der zweiten Jahrhunderthälfte 
versuchten die Konservativen, die counties für  das sogenannte 'landed inter-
est' zu reservieren - wobei sie sich die Klangähnlichkeit der Wörter 'county' 

5 5 So z .B. bei Inglis, 1 .3 .1831, HANSARD III, Bd. 2, Sp. 1108 f.;  Twiss , ebd. , Sp. 1132 
f.  Für eine frühe  radikaldemokratische Kritik an diesem "class system of  representa-
tion" vgl.: GEORGE GROTE, Essentials of  Parliamentary Reform,  London 1831, S. 37-
48. 

5 6 Erste dahingehende Zweifel  wurden schon 1831/32 geäußert, teils, um das Beharren 
auf  uneinheitlichen Wahlrechten zu kritisieren, so z.B. bei Gisborne, 4.3.1831, HAN-
SARD III, Bd. 3, Sp. 26, teils aber auch, um im Gegenteil die "closed boroughs" als 
Zuflucht  für  die nicht lokalisierbaren "interests" zu verteidigen, so z.B. bei Croker, 
19.3.1832, HANSARD III, Bd. 11, Sp. 477 . 

5 7 Vgl . die Kritik von Gladstone, 25.3.1867, HANSARD III, Bd. 186, Sp. 501. Hierzu 
auch meine Dissertation: STEINMETZ, Das Sagbare und das Machbare, S. 377-392. 
Vgl. auch: BURROW, Whigs and Liberals, S. 128 f. 
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und 'country' zunutze machten, um der altrechtlichen Wahlkreisstruktur 
einen modernen ökonomischen Sinn unterzuschieben.58 

Sobald aber die 'borough-franchise'  und die Gesamtzusammensetzung des 
Parlaments zur Debatte standen, benutzten auch die Konservativen vorzugs-
weise die "language of  class".59 Im Hinblick auf  die Funktion der Klassen-
terminologie gab es nun keine Differenzen  mehr zwischen Konservativen, 
Whigs und dem konservativen Flügel der Liberalen: Es galt, die befürchtete 
Majorisierung durch die Vertreter der Arbeiterklasse zu verhindern; wenig-
stens im Parlament  sollten sie nicht die Mehrheit erlangen, wenn man sie 
schon nicht ganz draußen halten konnte. Die semantische Umstellung 
brachte also zunächst nur einen bescheidenen Gewinn für  die Arbeiter. Als 
'Klasse' konnten sie nun immerhin einen Anteil an der Repräsentation ein-
fordern,  während sie früher,  durch die 'interest'-Kategorie, schon im Vorfeld 
begrifflich  aus der Repräsentation herausdefiniert  worden waren. Aber ihre 
spezifischen  'Interessen' als Bürger und Wirtschaftssubjekte  konnten sie 
darum noch lange nicht durchsetzen, denn ihr "right of  voting" blieb, wie 
John Stuart Mill 1866 formulierte,  "only the right of  being everywhere 
outvoted".60 

All diejenigen, die dem numerischen Mehrheitsprinzip, also der Demokratie, 
vollends zum Durchbruch verhelfen  wollten, mußten spätestens jetzt den 
Gedanken des Proporzes  der 'classes' oder 'interests' direkt angreifen.  Sie 
hatten dabei das Handicap, daß sie dies nicht tun konnten, ohne selbst die 
den Proporzgedanken nahelegenden Begriffe  'interest' und 'class' zu benut-
zen. Allein schon die Existenz dieser vorbelasteten Begriffe  war ein ärgerli-
cher Argumentationsvorteil für  die Demokratiegegner. So sah es der junge 
Albert Venn Dicey in seinem Beitrag zu den "Essays on Reform"  von 1867: 
"In criticizing a theory of  class representation, the words 'classes', 'orders', or 
'interests', must be constantly employed. The very employment, however, of 

5 8 Z . B . Adderley, 7.6.1866, HANSARD III, Bd. 183, Sp. 2103 f. 
5 9 Z.B. Stanley, 12.4.1866, HANSARD III, Bd. 182, Sp. 1175; Cairns, 16.4.1866, HAN-

SARD III , B d . 182, Sp . 1463. 
6 0Mill , 13.4.1866, Hansard III, Bd. 182, Sp. 1256. 
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these expressions gives an undue advantage to the view criticized."61 Zu die-
sem Zeitpunkt teilte der engagierte Demokrat Dicey noch die liberale Illu-
sion, daß die Arbeiter ihr "class feeling"  und ihre "class interests" vergessen 
würden, wenn man erst damit aufhörte,  sie von außen als gesonderte Klasse 
zu behandeln und politisch auszuschließen. Knapp dreißig Jahre später war 
Dicey - wie viele andere Liberale auch - desillusioniert. Der Verfechter  des 
Mehrheitsprinzips wandelte sich zum engagierten Kritiker des erstmals von 
ihm so genannten 'Kollektivismus1 und reihte sich ein in die Schar derjeni-
gen, die glaubten, daß man von nun an das Individualeigentum gegen die 
Übergriffe  des demokratischen Wohlfahrtsstaats  in Schutz nehmen müsse. 

Der Konflikt  zwischen dem Prinzip der vom Eigentumsbesitz mittlerweile 
abgelösten individuellen 'fitness'  für  politische Partizipation und der Sorge 
vor einer 'Klassengesetzgebung' gegen die Kapitalbesitzer im Falle eines 
stark erweiterten Wahlrechts ließ sich nicht befriedigend  lösen. Dieser Kon-
flikt  zwang jeden Liberalen früher  oder später zur Entscheidung zwischen 
einer weiteren Forcierung der Demokratie oder der Priorität für  die Eigen-
tumssicherung. Die Gründung der "Liberty and Property Defence  League" 
(LPDL) durch Lord Wemyss 1883 war nur ein Ausdruck des dadurch aus-
gelösten Spaltungsprozesses. Dieser war in der radikal-liberalen Eigentums-
konzeption des frühen  19. Jahrhunderts bereits angelegt: "Benthamite fun-
damentalism, having served for  a time to challenge landed hegemony, 
reverted to its other role as a defence  of  property against the democratic 
threat."62 

Der konservativen Partei nach Disraeli brachten sowohl die aktiven Eigen-
tumsschützer als auch die um ihr erworbenes Eigentum besorgten Wähler 
einen stetig wachsenden Zulauf  ein. Auch den Konservativen wurde dabei 
im Hinblick auf  das Verhältnis von Wahlrecht und Eigentum ein 
Strategiewandel abverlangt, der jedoch leichter zu vollziehen war als bei den 
Liberalen, weil er die grundsätzliche Priorität, den Schutz des Eigentums, 

6 1 ALBERT VENN DICEY, The Balance of  Classes, in: Essays on Reform,  London 1867, 
hier zit. nach der (schlechten) Edition von: W. L. GUTTSMAN (Hg.), A Plea for 
Democracy, S. 60-71, S. 69. Vgl. die Zurückweisung der Kategorie 'class' bei 
Layard , 16 .4 .1866, HANSARD III, Bd. 182, Sp. 1439. 

6 2 A. OFFER, Property and Politics, S. 41; vgl. auch S. 152f.,  156, 297 f. 
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nicht in Frage stellte. Der zentrale Wertbegriff  brauchte sich bei den Konser-
vativen nicht zu ändern, nur die Methoden seiner Durchsetzung: Statt im 
Namen des Eigentums gegen die Demokratie zu kämpfen,  kämpfte  die 
konservative Partei nun für  eine Demokratie, in der die Eigentümer das Sa-
gen hatten. 
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